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VONTHOMAS RAUSCH

Rösrath. Acht Parteien und Wähler-
vereinigungen treten inRösrath zur
Kommunalwahl an. Ihre Program-
me werden in der Reihenfolge ihres
Abschneidens bei der Kommunal-
wahl 2020 aufgeführt. Sie setzen
unterschiedliche Schwerpunkte.

❯ CDU: In Sachen Bildung setzt die
CDU auf den Neubau von Gemein-
schaftsgrundschule und Katholi-
scher Grundschule Rösrath (für ins-
gesamt sieben Züge), vierzügigen
Neubau der Grundschule Hoff-
nungsthal und Erweiterung der
Forsbacher Grundschule auf drei
Züge. Weitere Investitionen am
Freiherr-vom-Stein-Schulzentrum.
Kita-Angebote sollen ausgebaut,
der offene Ganztag „verlässlich“ si-
chergestellt werden. „Sozial ausge-
wogene“ Kita-Beiträge sollen
„schwächere und mittlere Einkom-
men entlasten“.
Die Stadtverwaltung soll bürger-

nah, das Rathaus geöffnet und der
Bürgermeister „persönlich erreich-
bar“ sein. Saubere, gepflegte Orte
und damit Aufwertung des Stadt-
bilds. Nachverdichtungen will die
CDU „kritisch hinterfragen“, weil
die Infrastruktur „schon am Limit“
sei. Sie fordert Einhaltung der Flug-
routen, eine Kernruhezeit von 0 bis
6Uhr fürPassagierflügeundwill lei-
sere Frachtflugzeuge fördern.
Umsetzung des „Mehrgeneratio-

nenparks“ samt Skateranlage am
Schloss Eulenbroich, Sicherung des
Schüler-Deutschlandtickets.
BeimVerkehrwill die CDU„siche-

re,durchdachte“Radwege,besseren
Busverkehr und Ausbau von Park &
Ride. „Flächendeckendes“ Tempo
30 auf den Hauptdurchgangsstra-
ßen lehnt sie ab. Sie fordert ver-

stärkte Drogenprävention sowie die
Bekämpfung von Vandalismus und
wildem Müll. Die Pläne zur Feuer-
wache in Hoffnungsthal sollen
„endlich“ umgesetzt werden. Vor-
beugunggegenGefahrendurchExt-
remwetter, vor allemHochwasser.
Beim Haushalt will die CDU „Ein-

sparungen bei überhöhten Verwal-
tungskosten“, mehr Zusammen-
arbeit mit Nachbarkommunen und
neue Finanzierungsmöglichkeiten
wie Public-Private Partnerships.
Eine höhere Grundsteuer schließt
sie nicht aus, wenn es „keine ande-
ren verantwortbaren Wege“ für ein
„zukunftsfähiges“ Rösrath gibt.
Die CDU will eine „wirtschafts-

freundliche“Stadt,Gewerbeflächen
entwickelnunddenGewerbesteuer-
hebesatz „attraktiv gestalten“.

❯ Die Grünen: Bürgerbeteiligung
ausbauen wollen die Grünen: Ein
Arbeitskreis Nachhaltigkeit soll re-
gelmäßig tagen. Mitsprache auch
durch Bürgerdialoge und offene Fo-
ren. Für ein klimafreundliches Rös-
rath soll private Solarenergie-Nut-
zung durch Beratung und Förder-
programme ausgebaut werden.
Kommunale Energieberatung, Nah-
wärmeprojekte und langfristige
Maßnahmen zum Hochwasser-
schutz.
Sicherheit im Verkehr durch zu-

sätzliche Querungshilfen auf Stra-
ßen, Schulstraßen und ausgeweite-
te Tempo-30-Zonen. Ausbau von
RadwegenundsicherereSchulwege,
dichtere Takte für Busse und Bah-
nen. Zum Lärmschutz soll es, wenn
nötig, Tempo 30 auf Durchgangs-
straßen und ein Nachtflugverbot
geben. Sicherheitsdialog zwischen
Polizei, Ordnungsamt sowie Bürge-
rinnen und Bürgern. Auch eine gut
ausgestattete Feuerwehr soll für Si-
cherheit sorgen.
Um „ein Rösrath für alle Genera-

tionen“ zu schaffen, soll es 30 Pro-
zent Sozialwohnungen bei Neubau-
ten ab zwölfWohnungen geben und
WohnraumdurchNachverdichtung.
Die Stadt soll klimagerechtes und

nachhaltiges Bauen fördern. „Rös-
rath-Pass“ für Menschenmit gerin-
gem Einkommen. Verstärkter Ein-
satz für Barrierefreiheit, Inklusion
und Integration von Zugewander-
ten.Kitassollen fürFamilienmitge-
ringemEinkommen kostenfrei sein.
Die Gesamtschule soll fünfzügig
undmit Aula ausgebaut werden.
Bürgernähere Verwaltung durch

Digitalisierung. Förderung von Be-
trieben, „die zu Rösrath passen“:
Handwerk, soziale Unternehmen
und Dienstleister. Beim Haushalt
„maximaleWirkung“für jedenEuro.
Ausbau und Erhaltung von ärztli-
cher Versorgung, Angeboten zur
Pflege und Gesundheitsförderung.

❯ SPD: „Politik für alle Generatio-
nen“ schreibt sich die SPD auf die
Fahnen: Sie will Spielplätze und
Freizeitflächen in allen Ortsteilen,
stimmberechtigte Mitsprache von
Seniorinnen und Senioren im So-
zialausschuss, einen Skatepark und
ein Jugendparlament mit eigenem
Budget und Anbindung an Politik
und Verwaltung. Sporthallen-Mo-
dernisierung, bedarfsgerechter
Ausbau des Kita-Angebots. Weiter-
entwickeltes Kursangebot der
Volkshochschule.
Die SPD fordert „nachhaltige

Stadtentwicklung“ mit Schwer-
punkt auf öffentlich gefördertem
Wohnungsbau – neue Bauflächen
sollen ausschließlich dafür zur Ver-
fügungstehen.Statt„unkontrollier-
ter“Nachverdichtung sollen„kluge,
soziale Bauprojekte“ realisiert wer-
den, die das Stadtbild „respektie-
ren“.HochwasserschutzsollTeilder
Bauplanung sein. Die SPD will Ge-
werbeflächenschaffenunderhalten
– insbesondere für Handwerk und
produzierendes Gewerbe. Die Ge-
werbesteuer soll nicht steigen.
BeimVerkehr will die SPD Tempo

30 dort, wo es zu „Verkehrsberuhi-
gungundmehr Sicherheit beiträgt“.
Lückenloses Rad- und Gehwege-
Netz.„Springerbusse“oder„digitale
Sammeltaxis“beiZugausfällenoder
in Randzeiten. „Verbindliche“ Kon-
zepte zur Schulweg-Sicherheit.
Verbessertes Angebot der Stadt-

verwaltung für Beschäftigte sowie
BürgerinnenundBürgerdurchDigi-
talisierung. Digitale Chancen will
die SPD auch bei der Stadtentwick-
lung nutzen, etwa durch automati-
sches Dimmen der Straßenbeleuch-
tung. Digitalisierung soll auch die
Wirtschaft stärken, etwa durch Co-
Working-Spaces und ein „Innova-
tionszentrum“ für Start-ups.

❯ Fors-Park: Nach der „Kraftan-
strengung“ für die Modernisierung
des Freiherr-vom-Stein-Schulzent-
rums sollen Grundschulen, Kitas
undoffenerGanztag„imFokus“ste-
hen. Bei den anstehenden Bauvor-
haben sollenweitere Plätze„mitge-
dacht“ werden, damit es keine
Unterversorgung mehr gibt. Um
neue Baugebiete soll es bis 2030
nicht gehen, die Infrastruktur gebe
„einenweiterenZuzugderzeit nicht
her“. Es soll aber öffentlich geför-
derter Wohnraum entstehen –
durch Gründung einer Wohnungs-
baugesellschaft in städtischer Trä-
gerschaft. Gestaltung alle Baupro-
jekte „mit Augenmaß“ .
Das Gewerbegebiet in Rambrü-

cken soll die Stadt selbst entwickeln
und dazu das Grundstück erwerben.
Weitere Gewerbeflächen auf dem
ehemaligen Kerp-Gelände in Hoff-
nungsthal. Wirtschaftsförderung
und Gewerbeansiedlung als „Chef-
sache“ des Bürgermeisters. Der Ge-
werbesteuersatz soll „keinesfalls“
steigen. Grundsteuererhöhungen
sollen das „letzte Mittel“ zur Haus-
halts-Konsolidierungsein.„Oberste
Priorität“ für energetische Sanie-
rung städtischer Gebäude. Beim
Hochwasserschutz sollen im Aus-
tausch mit Bürgerinnen und Bür-
gernderenIdeenumgesetztwerden.
Verkehr: Kein „flächendeckendes

Tempo 30“, aber geringeres Tempo
an „Gefahrenschwerpunkten“. Wei-
tere Ladestationen für E-Autos.
Wenn sich Tempo-30-Zonen
„rechtssicher“umsetzenlassen,soll
es dazu einen Bürgerentscheid ge-
ben. Radwege als „Ausweich- oder
Umgehungsstraßen“. Die Feuerwa-
che Hoffnungsthal soll einen zent-

raleren Standort erhalten– auf dem
neu gekauften Grundstück an der
Bergischen Landstraße. Dezentral
im Stadtgebiet verteilte Gruppen-
unterkünfte für Flüchtlinge.
Skatepark und Aufenthaltsflä-

chen für Jugendliche. Beim geplan-
ten Seniorenheim in Forsbach sol-
len Bürgerinnen und Bürger in die
Planung eingebunden werden. In
der Stadtverwaltung soll es „Besu-
chertage“ geben, bei denen sie ohne
Termin erreichbar ist. Veränderung
derGeschäftsordnungdesStadtrats,
damit Bürgerinnen und Bürger zu
Wort kommen können.

❯ FDP: Eine „Politik der Eigenver-
antwortung, der nachhaltigen Fi-
nanzen und der Chancen“ will die
FDP. Für Jugendliche will sie eine
„Stärkung“ des Juze und eine Wie-
derbelebungdes Jugendparlaments.
Sie unterstützt den geplanten zent-
ralen Spielplatz am Schloss Eulen-
broich, will einen Skatepark und
einen Treffpunkt für Jugendliche.
Beratungsangebote fürSeniorinnen
und Senioren sollen ausgebaut wer-
den.
Beim Stadt-Haushalt setzt die

FDP auf „Ausgabendisziplin, Trans-
parenz und eine leistungsfähige
Verwaltung“. Ein „Haushaltsgre-
mium“ aus Fachleuten sowie enga-
gierten Bürgerinnen und Bürgern
soll Sparpotenziale aufzeigen und
„Kontrollinstanz“ sein. „Personal-
politik mit Augenmaß“, Einstel-
lungsstopp in der Verwaltung (mit
AusnahmenotwendigerNachbeset-
zungen) und mehr Effizienz durch
Digitalisierung. Ein„Digitalrat“ soll
die Stadt unterstützen. „Faire und
sozial ausgewogene Beiträge“ für
Kitas, „maßvolle Anpassung“ der

Grundsteuer-Hebesätze. Keine An-
hebung der Gewerbesteuer. „Akti-
ve“ Wirtschaftsförderung, Nutzung
bestehender undweitererGewerbe-
flächen.
Soziale Integration durch Quar-

tiersmanagement will die FDP auf
Dauer, zudem eine städtisch getra-
gene Geflüchtetenhilfe, die Ehren-
amtliche einbindet. Kulturelle Ini-
tiativen sollen gefördert werden.
Die Ehrenamtskoordination soll
personell „gestärkt“ werden. Neben
dem Feuerwehr-Arbeitskreis soll es
künftig einen „Arbeitskreis Katast-
rophenschutz“ geben, der Bedarfe
und Potenziale bespricht.
BeimVerkehr will die FDP keinen

„Kulturkampf“ ums Auto. Baulich
getrennte Wege für Fuß- und Rad-
verkehr, Zebrastreifen, Fahrradab-
stellplätzeund„gezielte“Tempobe-
grenzungen. Weiter „optimierte“
Angebote von Bus und Bahn. Schul-
sanierungen sollen nicht mehr im
laufenden Betrieb erfolgen. „Auf
lange Sicht“ will die FDP ein neues
Hallenbad.
Ein-undMehrfamilienhäusersol-

len in den bestehenden Siedlungs-
gebieten entstehen. Sozialwoh-
nungsbau durch private Investoren
soll ermöglichtwerden.Geflüchtete
sollen in städtischen Container-
Notunterkünften unterkommen.

❯ AfD:DieAfD fordert„größtmögli-
che Haushaltsdisziplin“ der Stadt,
um „schnellstmöglich“ einen aus-
geglichenen Haushalt zu erreichen.
Kein Geld für „sinnlose Ideologie-
projekte“.DieAfDwillmehrBürger-
beteiligung–die„sich anden„loka-
len Mehrheitsverhältnissen“ orien-
tiert. Beim Verkehr sollen alle Ver-
kehrsteilnehmer„gleich“behandelt

werden,derDurchgangsschwerlast-
verkehr soll „raus aus Rösrath“. Es
soll „kein weiteres Tempo 30“ auf
Hauptstraßen geben. Verdopplung
dermaximalenParkzeitenvoneiner
auf zwei Stunden.WenigerBürokra-
tie beim Bauen, Zusammenarbeit
mit „erfahrenen Wohnungsgenos-
senschaften“ beim sozialen Woh-
nungsbau. Rösrath soll „organisch
wachsen“, für dieMenschen in Rös-
rath soll es aber „genügend Wohn-
raum und funktionierende und kos-
tengünstige Infrastruktur“ geben.
Durch Bürokratieabbau, neue Ge-
werbeflächen sowie „moderate“
Grund- und Gewerbesteuer soll die
Stadt für Unternehmen attraktiv
sein. Sie soll Konzepte entwickeln,
um Gastronomie und Einzelhandel
„zukunftssicher“ zumachen.
Für „junge, alte und einge-

schränkte Menschen“ soll es „mehr
Raum und Angebote“ geben. Die
Verwaltung soll verschlankt und
„zielgerichtet“ digitalisiert werden.
Für die Schulen fordert die AfD
„ideologiefreien“ Unterricht und
eine „ausreichend digitalisierte“
Ausstattung. In Kitas und offenem
Ganztag sollen „genügend Plätze
für alle berechtigten Kinder“ ver-
fügbar sein, die Beiträge für die Be-
treuung sollen „möglichst gering“
sein. Um auf die „Massenzuwande-
rung“ und die damit entstandene
Überlastung der Stadt zu reagieren,
soll Rösrath die Bezahlkarte
„schnellstmöglich“ einführen, die-
se sei „der einzige echte Hebel“.

❯ ZLR: Eine „lebenswerte, soziale
und nachhaltige Stadt“ fordert ZLR
–füralleGenerationen.ZLRwill„le-
bendige Ortskerne und mehr Auf-
enthaltsqualität“, einen Stadtent-

wicklungsplan, der Wohnungsbau
und Infrastruktur zu einem „Ge-
samtkonzept“ verbindet. Die Stadt
soll „systematisch“ Flächen be-
schaffen, „gemeinwohlorientierte
Bauleitpläne“ entwickeln sowie so-
zialen und genossenschaftlichen
Wohnungsbau fördern. Sie soll mit
Genossenschaften und gemeinnüt-
zigen Wohnungsbaugesellschaften
zusammenarbeiten sowie Förder-
möglichkeitendesLandesNRWnut-
zen, um neue „bezahlbare“ Woh-
nungen zu schaffen. Die Bürgerbe-
teiligung will ZLR ausbauen – über
„Bürgerforen und Bürgerräte“, aber
auch digitale Formate.
Die Schulen in Rösrath will ZLR

„konsequent modernisieren“, dabei
aber „Bauen im laufenden Betrieb“
vermeiden. Bessere Digitalausstat-
tung der Schulen, Umsetzung eines
Konzepts „Sichere Schulwege“.
Migration sieht ZLR als „Chance“,

trotz Herausforderungen. Die Zahl
der zugewiesenen Flüchtlinge soll
dieAufnahmefähigkeitderKommu-
ne berücksichtigen, die Stadt soll
„menschenwürdige“ Unterkünfte
schaffen und „Sorgen“ der Bevölke-
rungernstnehmen.EineStabsstelle
in der Verwaltung soll dafür sorgen,
Integration „aktiv zu gestalten“.
In SachenVerkehr fordert ZLR ge-

nerationengerechte, sichere und
umweltverträgliche Mobilität. Auf
allen Hauptverkehrsstraßen in den
Ortskernen soll Tempo 30 gelten.
Zudem setzt sich ZLR fürmehr Zeb-
rastreifen an wichtigen Querungen,
verbesserte Fahrradinfrastruktur,
Ausbau der Ladeinfrastruktur für E-
Autos undVermeidung von Schwer-
lastverkehr durch die Stadt ein.

❯ Die Linke: Die Themen „Wohnen,
Bildung, Mobilität“ stellt die Linke
in den Mittelpunkt. Sie will „fri-
schenWind“indenStadtratbringen
und versteht sie sich als „antifa-
schistische und antikapitalisische
Bewegung“.
Die Linke will „kommunale Woh-

nungsbaugesellschaften“, die nicht
profitorientiert arbeiten sollen,
gründen. Bei der Vergabe kommu-
naler Grundstücke soll festgesetzt
werden, dass „dauerhaft bezahlba-
rerWohnraum“geschaffenwird.Bei
Neubauprojekten soll eine Quote
von„mindestens 40 Prozent“ sozial
gefördertenWohnungen gelten.
Beim Verkehr fordert die Linke

mehr „Aufenthaltsqualität“ für den
Fußverkehr, etwa auf einemTeil des
Halfenhofs. Mehr Sicherheit durch
geringeres Tempo von Autos und
„bauliche Trennung“ von Radwe-
gen. Für die Bahnlinie RB 25will die
Linke „zügig“ einen 20-Minuten-
Takt. Ausbau von Busverkehr und
Ladeinfrastruktur für E-Autos. „So-
zial gerechter Klimaschutz“, alle
Stadtratsbeschlüsse sollen auf so-
ziale Gerechtigkeit und Klima-
schutz überprüft werden. „Alle Rös-
ratherHäuserundWohnungen“sol-
lenklimaneutral beheiztundmit er-
neuerbaremStromversorgtwerden:
„bei stabilen bezahlbaren Preisen“.
Die Linke will, dass „Bildung und

Betreuung für alle Kinder beitrags-
frei, hochwertigundbarrierefrei zu-
gänglich“ sind. Neben dem Neubau
von Grundschulen will sie den offe-
nen Ganztag ausbauen. Eine „Stadt
für alle“: Räume für Kinder und Ju-
gendliche, Teilhabe durch einen
„Kultur-Pass“. Beratungsstellen für
queere Menschen und Frauen stär-
ken. Geflüchtete sollen „alle“ will-
kommen sein, die Stadt soll in ihre
Integration und Bildung investie-
ren.Fürein„gutesLebenimAlterfür
alle“ soll „die kommunale, ambu-
lante Pflege ausgebaut werden“.
BeimHaushalt soll dasMotto„In-

vestieren statt stagnieren“ gelten.
Durch Wohnraum für mehr Men-
schen sollen die Steuereinnahmen
steigen. Über eine neue Grund-
steuer C sollen unbebaute Grund-
stücke stärker belastet werden.

www.cdu-roesrath.de
www.gruene-roesrath.de
www.spd-roesrath.de
www.forspark.de
www.roesrath.freie-demokraten.de
www.facebook.com/afd.roesrath/
videos/2227179447787983
www.zusammen-leben-roesrath.de
www.dielinke-rbk.de/partei/vor-ort/

Unterschiedliche Schwerpunkte setzen die Parteien für die Entwicklung von Rösrath. Foto: GuidoWagner

Von intakten Schulen bis zum neuen Hallenbad
Mit welchen Programmen die Parteien in Rösrath die Bürgerinnen und Bürger überzeugenwollen


